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1. Nachtragssatzung 
zur Änderung der Hauptsatzung der 

Stadt Eschweiler  
vom 17.02.2005 

 
 

Präambel 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i. V. m. § 41 
Abs. 1 Satz 2 Buchst. f der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 ff) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 03.02.2004 (GV 
NRW  S. 96) hat der Rat der Stadt Eschwei-
ler am 16.02.2005 mit der Mehrheit der ge-
setzlichen Anzahl der Ratsmitglieder folgen-
de 1. Änderung der Hauptsatzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
1. In § 11 Abs. 1 wird das Wort „Werkaus-

schuss“ gestrichen. 
 
2. In § 1 Abs. 3 Buchst. c der Zuständig-

keitsordnung wird der Passus „und § 5 
Abs. 6 Eigenbetriebsverordnung NRW“ 
gestrichen. Das Wort bleiben wird durch 
das Wort bleibt ersetzt. 

 
3. Die Regelungen in § 10 der Zuständig-

keitsordnung werden gestrichen. Die Pa-
ragrafenfolge ändert sich wie folgt: 

 
 § 11 wird § 10 
 § 12 wird § 11 
 § 13 wird § 12 
 

§ 2 
 
Diese Änderung der Hauptsatzung tritt mit 
dem Tage nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Nachtragssatzung zur 
Hauptsatzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit Ver-
kündung dieser Satzung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Eschweiler, 17.02.2005 
 
 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Satzung 
 
über die Aufhebung von gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten in der Gemarkung Eschwei-
ler, Flur 75 Nrn. 53 und 56 – Am Otterbach – 
vom 15.02.2005 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der je-
weils geltenden Fassung, in Verbindung mit § 2 
des Gesetzes über die durch ein Auseinander-
setzungsverfahren begründeten gemeinschaft-
lichen Angelegenheiten vom 09.04.1956 (GV 
NRW S. 134/SGV NRW 7815) hat der Rat der 
Stadt Eschweiler am 15.12.2004 folgende Sat-
zung beschlossen: 
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Für die im Rezess der Umlegungssache 
Nothberg Nr. 78 aus dem Jahre 1933 ent-
standenen und als Wirtschaftsweg ausge-
wiesenen Wegeparzellen Gemarkung 
Eschweiler, Flur 75 Nrn. 53 und 56, werden 
die Festsetzungen für die jeweiligen Benut-
zer aufgehoben. Die Wegeparzellen werden 
nach Abschluss des Einziehungsverfahrens 
veräußert. 
 
Die Lage der Wegeparzellen ergibt sich aus 
dem nachstehend abgedruckten Kartenaus-
schnitt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
      
 
. 
Dieser Auszug aus der DGK 5 ist urheber-
rechtlich geschützt. 
 
Eigentümerin der Wegeparzellen ist die 
Stadt Eschweiler. 
 
Die Satzung tritt am Tage nach der öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung, die gem. § 7 (1) 
Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NRW S. 666), in der jeweils geltenden 
Fassung, in Verbindung mit § 2 des Geset-
zes über die durch ein Auseinanderset-
zungsverfahren (GemAnG) vom 09.04.1956 
(GV NRW S. 134) durch den Landrat des 
Kreises Aachen am 31.01.2005 genehmigt 
worden ist, wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Ver-
letzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jah-
res seit Verkündung dieser Satzung nicht 

mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt          
     oder ein vorgeschriebenes Anzeigever- 
     fahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
     öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-       
     schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
    gegenüber der Stadt Eschweiler gerügt 
    und dabei die verletzte Rechtsvor- 
    schrift und die Tatsache bezeichnet 
    worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Eschweiler, den 15.02.2005                     
 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 

Öffentliche Zustellung gem. § 15 Verwaltungs-
zustellungsgesetz (VwZG) 

 
Die an den Herrn Anastasios Lainas, derzeiti-
ger Aufenthalt unbekannt, gerichteten Beschei-
de: 
  
a) für 2001 über den Gewerbe-

steuermessbetrag vom 27.01.2005, 
Steuernummer 202/5238/0477 

b) Gewerbesteuerbescheid bezüglich der 
Veranlagung  2001 vom 11.02.2005, 
 Kassenzeichen  001.26576.8-0200-00 

c) Gewerbesteuerzinsbescheid bezüglich 
der Veranlagung 2001 vom 11.02.2005, 
Kassenzeichen 001.26576.8-0200-52 

 
können vom Steuerpflichtigen 

beim Bürgermeister der Stadt Eschweiler, 
Finanzen und Steuern - Steuern - 

Zimmer 541, 
 Rathausplatz 1, 52249 Eschweiler 
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montags bis mittwochs 
und freitags  08.30 bis 12.00 Uhr 
donnerstags  14.00  bis 17.45 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Gemäß § 15 Abs. 3 VwZG gilt die Mitteilung 
an dem Tage als zugestellt, an dem seit 
dem Tage des Aushängens bzw. der Be-
kanntmachung zwei Wochen verstrichen 
sind. 
 
Eschweiler, 14.02.2004 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 
Öffentliche Zustellung gemäß ' 15 Verwal-

tungszustellungsgesetz (VwZG) 
 
 
Die an Herrn Siegfried Newger, derzeitiger 
Aufenthalt unbekannt, gerichtete rechtswah-
rende Mitteilung gemäß ' 7 Unterhaltsvor-
schussgesetz  zu Aktenzeichen 500.3 / UVK 
/ I / 12035,  kann durch den Unterhaltspflich-
tigen beim  Bürgermeister  der Stadt  Esch-
weiler, Sozialamt - Unterhaltsvorschusskas-
se -,  Zimmer 233 a, Rathausplatz 1, 52249 
Eschweiler 
 
montags bis mittwochs  
und freitags  08.30 bis 12.00 Uhr 
donnerstags  14.00 bis 17.45 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Gemäß ' 15 Abs. 3 VwZG gilt die Mitteilung 
an dem Tage als zugestellt, an dem seit 
dem Tage des Aushängens bzw. der Be-
kanntmachung zwei Wochen verstrichen 
sind. 
 
Eschweiler,  14.02.2005 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 

Öffentliche Zustellung gemäß ' 15 Verwal-
tungszustellungsgesetz (VwZG) 

 
 
Die an Herrn Innocent Okechukwu NNA, der-
zeitiger Aufenthalt unbekannt, gerichtete 
rechtswahrende Mitteilung gemäß ' 7 Unter-
haltsvorschussgesetz  zu Aktenzeichen 500.3 / 
UVK / I / 11993,  kann durch den Unterhalts-
pflichtigen beim  Bürgermeister  der Stadt  
Eschweiler, Sozialamt - Unterhaltsvorschuss-
kasse -,  Zimmer 233 a, Rathausplatz 1, 52249 
Eschweiler 
 
montags bis mittwochs  
und freitags  08.30 bis 12.00 Uhr 
donnerstags  14.00 bis 17.45 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Gemäß ' 15 Abs. 3 VwZG gilt die Mitteilung an 
dem Tage als zugestellt, an dem seit dem 
Tage des Aushängens bzw. der Bekanntma-
chung zwei Wochen verstrichen sind. 
 
Eschweiler,  14.02.2005 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 

Öffentliche Zustellung gemäß ' 15 Verwal-
tungszustellungsgesetz (VwZG) 

 
 
Die an Herrn Scott Walker, derzeitiger Aufent-
halt unbekannt, gerichtete rechtswahrende 
Mitteilung gemäß ' 7 Unterhaltsvorschussge-
setz  zu Aktenzeichen 500.3 / UVK / I / 12055,  
kann durch den Unterhaltspflichtigen beim  
Bürgermeister  der Stadt  Eschweiler, Sozial-
amt - Unterhaltsvorschusskasse -,  Zimmer 233 
a, Rathausplatz 1, 52249 Eschweiler 
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montags bis mittwochs  
und freitags   08.30 bis 12.00 Uhr 
donnerstags   14.00 bis 17.45 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Gemäß ' 15 Abs. 3 VwZG gilt die Mitteilung 
an dem Tage als zugestellt, an dem seit 
dem Tage des Aushängens bzw. der Be-
kanntmachung zwei Wochen verstrichen 
sind. 
 
Eschweiler, 17.02.2005 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 

 
Am Donnerstag, 03. März 2005, 18.00 Uhr, 
findet eine öffentliche Sitzung des Integrati-
onsrates der Stadt Eschweiler in Raum 8 
des Rathauses, Rathausplatz 1, 52249 
Eschweiler, mit folgender Tagesordnung 
statt: 
 
 
Tagesordnung 
 
A) Öffentlicher Teil 
 
A 1) Genehmigung einer Niederschrift 
 
A 2) Einführung und Verpflichtung von 
 Mitgliedern  
 
A 3) Geschäftsordnung für den Integra-
 tionsrat bei der Stadt Eschweiler 
 
A 4) Gesetz zur Steuerung und Be-
 grenzung der Zuwanderung und  
 Regelung des Aufenthaltes und der 
 Integration von Unionsbürgern und 
 Ausländern  
 (Zuwanderungsgesetz) 
 
A 5) Benennung von Mitgliedern des  
 Arbeitskreises der kommunalen  
 Ausländerbeiräte beim Kreis Aachen 
 

A 6) Planung und Terminfestlegung für das 
 Folklorefest 2005 
 
A 7) Sprechzeiten des Integrationsrates 
  
A 8) Anfragen und Mitteilungen 
 
 
B) Nichtöffentlicher Teil 
 
B 1) Anfragen und Mitteilungen 
 
Eschweiler, 18.02.2005 
 
 
Zaman 
Vorsitzender 
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Verordnung  
 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen 
aus Anlass von Stadtfesten (Marktschreier-
tage und Autoschau) im Jahre 2005 in der 

Stadt Eschweiler 
 
 
Aufgrund des § 14 Abs. 1 des Gesetzes über 
den Ladenschluss vom 02.06.2003 (BGBl. I S. 
744) in Verbindung mit § 1 der Verordnung zur 
Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Arbeits- und technischen Gefahrenschut-
zes (ZustVO ArbtG) vom 25.01.2000 (GV. 
NRW. S. 54), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 30.11.2004 (GV. NRW. S. 747), wird 
für die Stadt Eschweiler gemäß Beschluss des 
Rates der Stadt Eschweiler vom 16.02.2005 
verordnet: 
 

§ 1 Anlass 
 
Im Jahre 2005 finden neben dem „Tag des 
Eschweiler Karnevals“ in der Stadt Eschweiler 
nachfolgend aufgeführte Stadtfeste statt: 
 
a)  11. – 13.03.2005 Stadtfest mit 
 Marktschreiern und Kirmes,  
b)  10. – 11.09.2005 Stadtfest mit  
 Autoschau. 
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Aus Anlass dieser Stadtfeste dürfen Ver-
kaufsstellen im Stadtgebiet Eschweiler am 
13.03.2005 und 11.09.2005 jeweils von 
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein.  
 

§ 2 Arbeitnehmerschutz 
 
Der besondere Schutz der Arbeitnehmer 
nach § 17 Ladenschlussgesetz ist zu beach-
ten.  
 

§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung können als Ordnungswidrigkeit nach § 
24 Ladenschlussgesetz bzw. als Straftat 
nach § 25 Ladenschlussgesetz geahndet 
werden.  
 

§ 4 In-Kraft-Treten 
 
Diese Verordnung tritt mit dem Tag nach 
ihrer Verkündung in Kraft.  
 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Ver-
ordnung wird hiermit verkündet.  
 
Eschweiler, den 22.02.1005 
 
 
Bertram  
Bürgermeister 
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SATZUNG  
ZUR DURCHFÜHRUNG VON BÜRGERENT-

SCHEIDEN 
IN DER STADT ESCHWEILER VOM           

17.02.2005 

 

Inhaltsübersicht 
 

 
 
 
'   1 Geltungsbereich 
'   2 Zuständigkeiten 
'   3 Stimmbezirke 
'   4 Abstimmberechtigung 
'   5 Stimmschein 
'   6 Abstimmungsverzeichnis 
'   7 Benachrichtigung der Abstimmbe-
 rechtigten/Bekanntmachung 
§   8 Informationsblatt 
'   9 Zeitraum des Bürgerentscheids,  
 Bekanntmachung 
' 10 Stimmzettel 
' 11 Öffentlichkeit 
' 12 Stimmabgabe 
§ 13 Vorstand für die Stimmabgabe per Brief 
' 14 Stimmenzählung 
' 15 Ungültige Stimmen 
' 16 Feststellung des Ergebnisses 
' 17 Anwendung der Kommunalwahlordnung 
' 18 In-Kraft-Treten 
 
 
Präambel 
 
Aufgrund von ' 7 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. ' 41 
Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.02.2004 (GV NRW  S. 96) und  
§ 1 der Verordnung zur Durchführung des Bür-
gerentscheides vom 10. Juli 2004 (GV NRW S. 
383), hat der Rat der Stadt Eschweiler am 
16.02.2005 folgende Satzung zur Durchführung 
von Bürgerentscheiden beschlossen: 
 
 
 



Amtsblatt der Stadt Eschweiler, 21. Jahrgang, Ausgabe Nr. 4, vom 23.02.2005 Seite 7 
 
 

' 1 
 Geltungsbereich 

 
Diese Satzung gilt zur Durchführung von 
Bürgerentscheiden im Gebiet der Stadt 
Eschweiler (Abstimmungsgebiet). 
 

' 2  
Zuständigkeiten 

 
(1) Der Rat legt den Abstimmungszeit-

raum fest. 
 
(2)  Der Bürgermeister leitet die Abstim-

mung. Er ist für die ordnungsmäßige 
Vorbereitung und Durchführung des 
Bürgerentscheids verantwortlich, 
soweit die Gemeindeordnung oder 
diese Satzung nichts anderes 
bestimmen. 

 
(3)  Der Bürgermeister bildet für das 

Stimmgebiet einen Abstimmungs-
vorstand. Der Abstimmungsvorstand 
besteht aus dem Vorsteher, dem 
stellvertretenden Vorsteher und drei 
bis sechs Beisitzern. Der Bürger-
meister bestimmt die Zahl der Mit-
glieder des Abstimmungsvorstands 
und beruft die Mitglieder des Ab-
stimmungsvorstandes. Die  Beisitzer 
des Abstimmungsvorstandes können 
im Auftrage des Bürgermeisters 
auch vom Vorsteher berufen werden. 
Der Abstimmungsvorstand entschei-
det mit Stimmenmehrheit. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des 
Vorstehers den  Ausschlag. 

 
(4)   Die Mitglieder in den 

Abstimmungsvorständen üben eine 
ehrenamtliche Tätigkeit aus, auf die 
sinngemäß die allgemeinen 
Vorschriften des kommunalen 
Verfassungsrechts mit Ausnahme 
des ' 31 der Gemeindeordnung An-
wendung finden.  

 
' 3  

Stimmbezirke 
 
Stimmbezirk ist das Stadtgebiet der Stadt 
Eschweiler. Das Abstimmungslokal wird im 
Rathaus der Stadt Eschweiler, Rathausplatz 
1, 52249 Eschweiler, eingerichtet. 

 

' 4 
Abstimmberechtigung 

 
(1)   Abstimmberechtigt ist, wer am Tag der 

Stimmabgabe Deutscher im Sinne von 
Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
ist oder die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaats der Europäischen Ge-
meinschaft besitzt, das 16. Lebensjahr 
vollendet hat und mindestens seit 3 
Monaten im Gemeindegebiet seine 
Wohnung, bei mehreren Wohnungen 
seine Hauptwohnung hat. 

 
(2)   Von der Abstimmberechtigung ausge-

schlossen ist 
 

a)  derjenige, für den zur Besorgung 
aller seiner Angelegenheiten ein 
Betreuer nicht nur durch einstwei-
lige Anordnung bestellt ist; dies gilt 
auch, wenn der Aufgabenkreis des 
Betreuers die in ' 1896 Abs. 4 und 
' 1905 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs bezeichneten Angelegen-
heiten nicht erfasst, 

b)  wer infolge Richterspruchs in der 
Bundesrepublik Deutschland das 
Wahlrecht nicht besitzt. 

 
' 5 

Stimmschein 
 

(1)  Abstimmen kann nur, wer in ein Ab-
stimmungsverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Stimmschein hat. 

 
(2)  Ein Abstimmberechtigter erhält auf An-

trag einen Stimmschein. 
 
(3)  Stimmscheine können bis zum zweiten 

Tage vor Ende des Bürgerentscheids, 
18.00 Uhr, beantragt werden. Im Übri-
gen gilt ' 19 Abs. 3 KWahlO entspre-
chend. 

 
' 6 

Abstimmungsverzeichnis 
(1)  Es wird ein Abstimmungsverzeichnis 

geführt. In das Abstimmungsverzeichnis 
werden alle Personen eingetragen, bei 
denen am 35. Tage vor dem ersten Tag 
des Bürgerentscheids (Stichtag) fest-
steht, dass sie während des gesamten 
Abstimmungszeitraums abstimmungs-
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berechtigt und nicht von der Ab-
stimmung ausgeschlossen sind. 

 
(2)   Inhaber eines Stimmscheins können 

im eingerichteten Stimmbezirk des 
Abstimmungsgebietes oder durch 
Brief abstimmen. 

 
(3)  Das Abstimmungsverzeichnis ist an 

den Werktagen vom 20. bis zum 16. 
Tage, davon an einem Tag bis 18.00 
Uhr, vor dem ersten Tag des Bür-
gerentscheids zur allgemeinen Ein-
sicht öffentlich auszulegen. Nur in-
nerhalb dieser Auslegungsfrist be-
steht die Möglichkeit der Beantra-
gung auf Aufnahme in das Abstim-
mungsverzeichnis,  soweit ein Ein-
trag nicht bereits erfolgt ist. 

 
' 7 

Benachrichtigung der Abstimmberechtig-
ten/Bekanntmachung 

 
(1) Spätestens am Tage vor der Ausle-

gung des Abstimmungsverzeichnis-
ses benachrichtigt der Bürgermeister 
jeden Abstimmberechtigten, der in 
das Abstimmungsverzeichnis einge-
tragen ist. 

 
(2) Die Benachrichtigung enthält folgen-

de Angaben: 
 
 1. Den Familiennamen, den Vorna-

men und die Wohnung des Ab-
stimmberechtigten, 

 2. den Stimmbezirk und den Stimm-
raum, 

 3. ein Informationsblatt gem. § 8 
dieser Satzung, 

 4. die Nummer, unter der der Ab-
stimmberechtigte in das Abstim-
mungsverzeichnis eingetragen ist, 

 5. die Aufforderung, diese Benach-
richtigung und einen gültigen 
Ausweis zur Abstimmung mitzu-
bringen, verbunden mit dem Hin-
weis, dass auch bei Verlust dieser 
Benachrichtigung an dem Bürger-
entscheid teilgenommen werden 
kann, 

 6. die Belehrung über die Beantra-
gung eines Stimmscheins und die 
Übersendung von Unterlagen zur 
Stimmabgabe per Brief. 

(3) Spätestens am Tage vor der Auslegung 
des Abstimmungsverzeichnisses macht 
der Bürgermeister öffentlich bekannt: 

 
 1. Den Abstimmungszeitraum und den 

Text der zur Entscheidung stehenden 
Frage, 

 2. wo, wie lange und zu welchen Ta-
gesstunden das Abstimmungsver-
zeichnis ausliegt, 

 3. dass innerhalb der Auslegungsfrist 
beim Bürgermeister Einspruch gegen 
das Abstimmungsverzeichnis einge-
legt werden kann. 

 
§ 8 

Informationsblatt 
 

(1) Die Titelseite  enthält die Überschrift 
„Informationsblatt der Stadt Eschweiler 
zum Bürgerentscheid“ und den Text der 
zu entscheidenden Frage sowie Tag 
und Uhrzeit, zu denen das Wahllokal für 
die Stimmabgabe geöffnet ist und bis zu 
denen der Stimmbrief beim Bürgermeis-
ter eingegangen sein muss. 

 
(2) Das Informationsblatt enthält: 
 
 1. Die Unterrichtung durch den Bürger-

meister über den Ablauf der Abstim-
mung und eine Erläuterung des Ver-
fahrens der Stimmabgabe durch 
Brief. 

 2. Eine kurze sachliche Begründung der 
Vertretungsberechtigten des Bürger-
begehrens. Legen die Vertretungsbe-
rechtigten keine eigene Begründung 
vor, so ist die Begründung dem Be-
gründungstext des Bürgerbegehrens 
zu entnehmen. 

 3. Eine kurze sachliche Begründung der 
im Rat vertretenen Fraktionen, die 
das Bürgerbegehren abgelehnt ha-
ben. 

 4. Eine kurze sachliche Begründung der 
im Rat vertretenen Fraktionen, die 
dem Bürgerbegehren zugestimmt 
haben. 

 5. Eine Übersicht über die Stimmemp-
fehlungen der im Rat vertretenen 
Fraktionen samt Angabe ihrer Frakti-
onsstärke. Sondervoten einzelner 
Ratsmitglieder und die Stimmemp-
fehlung des Bürgermeisters sind auf 
deren Wunsch wiederzugeben. 
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(3) Die Vertretungsberechtigten des 
 Bürgerbegehrens sowie jeweils ein 
 Mitglied der im Rat vertretenen Frak- 
 tionen verständigen sich unter 
 Beteiligung des Bürgermeisters über 
 eine Obergrenze für die Länge der 
 Texte und eine angemessene, sach- 
 liche Darstellung der Inhalte  (Abs. 2 

Ziff. 2 bis 4). Wird eine einvernehmli-
che Verständigung nicht erzielt, ist 
die Darstellung im Informationsblatt 
auf die Unterrichtung  über den Ab-
lauf der Abstimmung, eine Erläute-
rung des Verfahrens der Stimmab-
gabe durch Brief und den Begrün-
dungstext des Bürgerbegehrens so-
wie die Übersicht über die Stimm-
empfehlungen der im Rat vertrete-
nen Fraktionen, des Bürgermeisters 
und evtl. Sondervoten einzelner 
Ratsmitglieder zu beschränken. Der 
Bürgermeister kann für die im Infor-
mationsblatt gem. Abs. 2 Nr. 2 Satz 
2 i. V. m. Abs. 3 Satz 2 darzustellen-
de Begründung des Bürgerbegeh-
rens ehrverletzende oder eindeutig  

 wahrheitswidrige Behauptungen des 
 Begründungstextes streichen sowie 
 zu lange Äußerungen ändern und 
 kürzen. 
 
(4) Das Informationsblatt wird auch im 

Internet auf der Homepage der Stadt 
Eschweiler veröffentlicht. 

 
' 9 

Zeitraum des Bürgerentscheids; Bekannt-
machung 

 
(1)  Der Bürgerentscheid findet innerhalb 

eines Abstimmungszeitraums von 
zwei Wochen statt. Die nähere Be-
stimmung des Abstimmungszeit-
raums trifft der Rat. 

 
(2)  Die Stimmabgabe ist an den Werk-

tagen des Abstimmungszeitraums in 
der Zeit von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
und an den Sonn- und Feiertagen 
des Abstimmungszeitraums in der 
Zeit von 09.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
möglich. 

 
(3) Unverzüglich nach der Bestimmung 

des Abstimmungszeitraums durch 
den Rat macht der Bürgermeister die 

Tage des Abstimmungszeitraums und 
den Gegenstand des Bürgerentscheids 
öffentlich bekannt. Die Bekanntma-
chung hat zu enthalten: 

 
 a) Die Tage des Abstimmungs-

 zeitraums, 
 b) den Text der zu entscheidenden  
  Frage. 

 
Die Bekanntmachung kann eine Erläu-
terung des Bürgermeisters enthalten, 
die kurz und sachlich sowohl die Be-
gründung der Antragsteller als auch die 
von dem zuständigen Gemeindeorgan 
vertretene Auffassung über den Ge-
genstand des Bürgerentscheids enthal-
ten soll. 
 

(4)  Spätestens am sechsten Tage vor dem 
ersten Tag des Bürgerentscheides 
macht der Bürgermeister unter Hinweis 
auf die Bekanntmachung nach Abs. 3 
die Tage des Abstimmungszeitraums, 
Beginn und Ende der Abstimmungszeit, 
den Text der zu entscheidenden Frage 
sowie den Ort der Abstimmung öffent-
lich bekannt. Die Bekanntmachung hat 
zu enthalten: 
 
a)  Die Feststellung des Abstim-

mungsgebietes (Stadtgebiet) und 
des Stimmlokals, 

b)  den Hinweis, dass die Stimmzettel 
amtlich hergestellt und im Stimm-
raum bereitgehalten werden, 

c)  den Hinweis, dass ein gültiger 
Ausweis (Pass oder Pass-Ersatz-
papier) mitzubringen ist, damit 
sich der Abstimmende bei Ver-
langen über seine Person aus-
weisen kann, 

d)  den Hinweis, dass der Abstim-
mende nur eine Stimme hat, die 
abgegeben wird, indem durch an-
kreuzen oder auf andere Weise 
eindeutig kenntlich gemacht wird, 
welcher Antwort die Stimme gelten 
soll, 

e)  den Hinweis, in welcher Weise 
durch Abstimmung per Brief abge-
stimmt werden kann. 

 
(5)  Ein Abdruck der Bekanntmachung nach 

Abs. 4 ist vor Beginn der Abstimmung 
am Eingang des Gebäudes, in dem sich 
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der Stimmraum befindet, anzubrin-
gen. Dem Abdruck ist ein Stimmzet-
tel beizufügen. 

 
' 10  

Stimmzettel 
 
Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt. 
Sie müssen die zu entscheidende Frage 
enthalten und auf `jaA und `neinA lauten. 
Zusätze sind unzulässig. 
 

' 11  
Öffentlichkeit 

 
(1)  Die Abstimmungshandlung und die 

Ermittlung des Abstimmungsergeb-
nisses sind öffentlich. Der Abstim-
mungsvorstand kann aber im Inte-
resse der Abstimmungshandlung die 
Zahl der im Stimmlokal Anwesenden 
beschränken. 

 
(2)   Den Anwesenden ist jede Einfluss-

nahme auf die Abstimmungshand-
lung und das Abstimmungsergebnis 
untersagt. 

 
(3)   In und an dem Gebäude, in dem sich 

der Abstimmungsraum befindet, ist 
jede Beeinflussung der Abstimmen-
den durch Wort, Ton, Schrift oder 
Bild verboten. 

 
(4)  Die Veröffentlichung von Ergebnis-

sen von Abstimmungsbefragungen 
nach der Stimmabgabe über den In-
halt der Abstimmungsentscheidung 
ist vor Ablauf der Abstimmungszeit 
unzulässig. 

 
' 12  

Stimmabgabe 
 

(1)   Der Abstimmende hat eine Stimme. 
Er gibt seine Stimme an der Ab-
stimmungsurne oder per Brief ge-
heim ab. 

 
(2)   Der Abstimmende gibt seine Stimme 

in der Weise ab, dass er durch ein 
auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welcher Antwort sie 
gelten soll. 

(3)   Im Fall der Abstimmung an der Ab-
 stimmungsurne faltet der Abstimmen- 

 de daraufhin den Stimmzettel und wirft 
ihn in die Abstimmungsurne.  

 
(4)   Der Abstimmende kann seine Stimme 

nur persönlich abgeben. Ein Abstim-
mender, der des Lesens unkundig oder 
durch körperliches Gebrechen behindert 
ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, 
zu falten und in die Abstimmungsurne 
zu werfen, kann sich der Hilfe einer an-
deren Person (Hilfsperson) bedienen. 
Hilfsperson kann auch ein vom Ab-
stimmberechtigten bestimmtes Mitglied 
des Abstimmvorstandes sein. Blinde 
oder Sehbehinderte können sich zur 
Kennzeichnung des Stimmzettels auch 
einer Stimmzettelschablone bedienen. 

 
(5)   Bei der Stimmabgabe per Brief hat der 

Abstimmende dem Bürgermeister in ei-
nem verschlossenen Briefumschlag  
 
a)  seinen Stimmschein, 
b)   in einem besonderen verschlos-

senen Stimmumschlag seinen 
Stimmzettel 

 
so rechtzeitig zu übersenden, dass der 
Stimmbrief am letzten Tag des Ab-
stimmungszeitraumes bis 18.00 Uhr bei 
ihm eingeht. 

 
(6)   Auf dem Stimmschein hat der Abstim-

mende oder die Hilfsperson (Abs. 4 
Satz 2) dem Bürgermeister an Eides 
statt zu versichern, dass der Stimmzet-
tel persönlich oder gemäß dem erklär-
ten Willen des Abstimmenden gekenn-
zeichnet worden ist. 

 
' 13 

Vorstand für die Stimmabgabe per Brief 
 
(1)   Der Vorstand für die Stimmabgabe per 

Brief (Briefabstimmungsvorstand) öffnet 
den Stimmbrief, prüft die Gültigkeit der 
Stimmabgabe und legt den Stimmum-
schlag im Falle der Gültigkeit der 
Stimmabgabe ungeöffnet in die Ab-
stimmungsurne. 

 
(2)   Bei der Stimmabgabe per Brief sind 

Stimmbriefe zurückzuweisen, wenn 
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a) der Stimmbrief nicht rechtzeitig 
eingegangen ist, 

b)  dem Stimmbriefumschlag kein 
oder kein gültiger Stimmschein 
beiliegt, 

c)  dem Stimmbriefumschlag kein 
Stimmumschlag beigefügt ist, 

d)  weder der Stimmbriefumschlag 
noch der Stimmumschlag ver-
schlossen ist, 

e)  der Stimmumschlag mehrere 
Stimmzettel, aber nicht eine 
gleiche Anzahl gültiger und mit 
der vorgeschriebenen Versi-
cherung an Eides Statt vorge-
sehener Stimmscheine enthält. 

f)  der Abstimmende oder die 
Person seines Vertrauens die 
vorgeschriebene Versicherung 
an Eides statt zur Briefabstim-
mung auf dem Stimmschein 
nicht unterschrieben hat, 

g)  kein amtlicher Stimmumschlag 
benutzt worden ist, 

h)  ein Stimmumschlag benutzt 
worden ist, der offensichtlich in 
einer das Abstim-
mungsgeheimnis gefährdenden 
Weise von den übrigen ab-
weicht. 

 
Die Einsender zurückgewiesener 
Stimmbriefe werden nicht als Ab-
stimmende gezählt; ihre Stimmen 
gelten als nicht abgegeben. 

 
(3)  Die Feststellung des Briefabstimm-

ergebnisses im Stimmgebiet obliegt 
dem vom Bürgermeister bestimmten 
Abstimmungsvorstand. 

 
(4)  Die Stimmen eines Abstimmenden, 

der an der Abstimmung per Brief 
teilgenommen hat, werden nicht da-
durch ungültig, dass er vor oder 
während des Abstimmungszeit-
raumes stirbt, aus dem Abstim-
mungsgebiet verzieht oder sonst 
sein Stimmrecht verliert. 

 
' 14 

Stimmenzählung 
 
(1)   Die Stimmenzählung erfolgt unmit-

telbar im Anschluss an die Abstimm-

handlung durch den Abstimmungsvor-
stand. 

 
(2)   Bei der Stimmenzählung ist zunächst 

die Gesamtzahl der abgegebenen 
Stimmen anhand des Abstimmungsver-
zeichnisses und der eingenommenen 
Abstimmscheine festzustellen und mit 
der Zahl der in den Urnen befindlichen 
Stimmzettel zu vergleichen. Danach 
wird die Zahl der gültigen Stimmen und 
der auf jede Antwort entfallenen Stim-
men ermittelt. 

 
(3)   Über die Gültigkeit der Stimmen ent-

scheidet der Abstimmungsvorstand.  
 

' 15  
Ungültige Stimmen 

 
Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 
 
1.   nicht amtlich hergestellt ist, 
2.   keine Kennzeichnung enthält, 
3.   den Willen des Abstimmenden nicht 

zweifelsfrei erkennen lässt, 
4.   einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 
 

' 16  
Feststellung des Ergebnisses 

 
(1)   Der Rat stellt das Ergebnis des Bürger-

entscheids fest. Im Falle von Zweifeln 
an dem Abstimmungsergebnis kann er 
eine erneute Zählung verlangen. Die 
Frage ist in dem Sinne entschieden, in-
dem sie von der Mehrheit der gültigen 
Stimmen beantwortet wurde, sofern 
diese Mehrheit mindestens 20 vom 
Hundert der Bürger beträgt. Bei Stim-
mengleichheit gilt die Frage als mit Nein 
beantwortet. 

 
(2)  Der Bürgermeister macht das festge-

stellte Ergebnis öffentlich bekannt. 
 

' 17 
Anwendung der Kommunalwahlordnung 

 
Folgende Vorschriften der Kommunalwahlord-
nung vom 31.08.1993 (GV NRW S. 592, ber. S. 
967), zuletzt geändert durch 6. Verordnung 
vom 08.05.2004 (GV NRW S. 231), finden ent-
sprechende Anwendung: '' 4, 7 bis 11, 12 
Abs. 1, 2 und 4, 13 bis 18, 19 Abs. 3, 20 bis 22, 
33 bis 60, 63, 81 bis 83. 
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' 18  
In-Kraft-Treten 

 
Die Satzung zur Durchführung von Bürger-
entscheiden tritt mit dem Tage nach der Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung vom 24.04.2002 außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Ver-
letzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jah-
res seit Verkündung dieser Satzung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung 

fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder  

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Eschweiler vorher 
gerügt worden und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Eschweiler,  17.02.2005 
 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Eschweiler 
Der Bürgermeister 
als Notvorstand für den 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk 
Eschweiler VI -Lohn- 
 

Bekanntmachung 
 

Jagdgenossenschaftsversammlung 
 

des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes Eschwei-
ler VI -Lohn- am 08.03.2005 um 10.00 Uhr in 
Raum 2 des Rathauses, Rathausplatz 1 in 
52249 Eschweiler 
 
Zu der vorgenannten Jagdgenossenschafts-
versammlung werden hiermit alle Jagd-
genossen des gemeinschaftlichen Jagdbezir-
kes Eschweiler VI -Lohn- eingeladen. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung 
2. Feststellung des Stimmrechtes 
3. Verlesung und Genehmigung der Nieder-

schrift über die Jagdgenossenschaftsver-
sammlung vom 23.03.2004 

4. Tätigkeitsbericht des Notvorstandes 
5. Kassenbericht 
6. Bericht der Kassenprüfer und Entlastung 

des Notvorstandes 
7. Wahl des Vorstandes 
8. Wahl der Kassenprüfer 
9. Auszahlung der Jagdpachtanteile 
10. Verschiedenes 
 
Eschweiler, den 11.02.2005 
 
Für die Stadt Eschweiler 
als Notvorstand für den 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk 
Eschweiler VI -Lohn- 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Assenmacher 
 


